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TOP 7 Abschneidegrenze beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer  

(§ 3 Abs. 1 GemFinRefG) 
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___________________________________________________________________________ 
 
Beschlussvorschlag:   - 

 
 
 
Begründung: 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF)hat sich sowohl an die Finanzministerien der 
Länder als auch die Kommunalen Spitzenverbände (KSV) auf Bundesebene mit der Frage 
einer eventuellen Einführung einer festen Abschneidegrenze im Hinblick auf die so genannten 
Sockelbeträge beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer (GA ESt) gewandt.  
 
Hintergrund 
 
Laut Art. 106 Abs. 5 GG erhalten die Gemeinden einen Anteil am Aufkommen der Einkom-
mensteuer, der von den Ländern an ihre Gemeinden auf der Grundlage der Einkommensteuer-
leistung ihrer Einwohner weiterzuleiten ist.  
 
Gemäß § 1 GemFinRefG beläuft sich der GA ESt auf 15 v. H. des Aufkommens an der Lohn-
steuer und veranlagten Einkommensteuer sowie 12 % des Aufkommens des Zinsabschlags 
(Aufkommen an Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 6, 7, 8 – 12 sowie S. 2 EKStG).  
 
Der GA ESt wird für jedes Land nach den Steuerbeträgen bemessen, die von den Finanzbe-
hörden im Gebiet des Landes unter Berücksichtigung der Zerlegung nach Art. 107 Abs. 1 des 
Grundgesetzes vereinnahmt werden. Die Festlegung der Verteilung auf die einzelnen Ge-
meinden, die unter Berücksichtigung der Fortschreibung der Lohn- und Einkommensteuersta-

STÄDTE- UND GEMEINDEBUND 
SACHSEN-ANHALT 

 



2 

tistik erfolgt, hat damit nur Auswirkungen auf die Gemeinden innerhalb eines Bundeslandes. 
Länderübergreifende Verschiebungen sind nicht vorhanden. 
 
Die Umstellung auf die aktuelle Lohn- und Einkommensteuerstatistik erfolgt turnusgemäß 
nach deren Veröffentlichung, welche etwa 3 ½ Jahre nach Ende des Veranlagungszeitraumes 
erfolgt (z. B. für 2007 etwa Mitte 2011). Letztmalig erfolgte dies durch das Gesetz zur Ände-
rung des GemFinRefG und von steuerlichen Vorschriften vom 11.03.2012 über das wir mit 
KNSA Beitrag 220/2012 vom 13.06.2012 informierten. 
 
Regelmäßig stellt sich bei der turnusmäßigen Umstellung auf die jeweils aktuelle Lohn- und 
Einkommensteuerstatistik die Frage, ob die so genannten Sockelbeträge gem. § 3 Abs. 1 S. 4 
GemFinRefG angepasst werden müssen. So entspricht der kommunalindividuelle GA ESt 
dem Anteil der Gemeinde an der Summe der im jeweiligen Bundesland gesamten Höhe des 
GA ESt. Bei der Ermittlung des individuellen Anteils der Gemeinden werden jedoch nur Ein-
kommensteuerbeträge bis zur Höhe der zuvor genannten Sockelbeträge berücksichtigt.  
 
Geringere Sockelbeträge benachteiligen Gemeinden mit einem hohen Einkommensteuerni-
veau, da ein höherer Anteil der Lohn- und Einkommensteuerleistungen bei der Verteilung des 
Steueraufkommens des GA ESt innerhalb eines Bundeslandes auf die einzelnen Gemeinden 
nicht berücksichtigt wird. Die Sockelbeträge üben somit einen nivellierenden Effekt zwischen 
einkommensteuerstarken und –schwachen Gemeinden aus.  
 
Für die Städte und Gemeinden eines Bundeslandes ist nur die Betrachtung der Verteilungs-
wirkung einer solchen Sockelbetragsanpassung innerhalb des eigenen Landes interessant, da 
sich Aufkommensverwerfungen über die Ländergrenze hinaus nicht ergeben. 
 
Überlegungen zur Einführung einer festen Abschneidegrenze 
 
Das BMF hat sich mit Schreiben vom 06.09.2011 (Anlage) an die obersten Finanzbehörden 
der Länder sowie die KSV auf Bundesebene gewandt. In diesem ist das BMF um ein Mei-
nungsbild interessiert, ob es grundsätzlich verfolgungswürdig sein könnte, eine feste Ab-
schneidegrenze als Folge der Sockelbeträge in das GemFinRefG aufzunehmen. Diese soll 
sicherstellen, dass zumindest 50 % des örtlichen Einkommensteueraufkommens in die Schlüs-
selzahlermittlung einbezogen und somit tatsächlich verteilungsrelevant wird. Hintergrund 
dieser Überlegungen sind verfassungsrechtliche Bedenken mit Blick auf Artikel 106 Abs. 5 S. 
1 GG, wonach die einzelnen Gemeinden ihren Anteil an der Einkommensteuer „auf der 
Grundlage der Einkommensteuerleistungen ihrer Einwohner“ erhalten sollen. Zur Vertiefung 
verweisen wir auf das als Anlage beigefügte BMF-Schreiben. Hier hält das BMF mit Blick 
auf die in Art. 106 Abs. 5 GG geregelte Verteilung „... auf Grundlage der Einkommensteuer-
leistungen ...“ hinsichtlich der Frage einer eventuellen Untergrenze fest, dass dann wenn 50 % 
oder mehr der Einkommensteuerleistungen der Einwohner verteilungsrelevant sind, dies der 
Verfassungsvorgabe zumindest entsprechen würde. Dabei wurden bei den 50 % nach Rück-
sprach mit dem BMF zunächst an einen bundesdurchschnittlichen Wert gedacht.  
 
Bisher orientiert sich die Verteilung des GA ESt anhand mehrerer Ziele, die zudem in einem 
Zielkonflikt zueinander stehen. Dies sind: 
 

- das Ziel der Nivellierung von Steuerkraftunterschieden zwischen Gemeinden gleicher 
Größenordnung, 
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- das Ziel der Wahrung des ursprünglichen Steuerkraftgefälles zwischen großen und 
kleinen Gemeinden, 
 

- das Ziel der Verteilung auf Grundlage des örtlichen Aufkommens und 
 

- das Ziel, das Umschichtungsvolumens zwischen den Gemeindegrößenklassen gering 
zu halten. 

 
Bei Festlegung einer festen Abschneidegrenze von z. B. 50 % könnte zukünftig allein das 
Unterschreiten dieser Grenze das ausschlaggebende Kriterium für eine Anhebung der Sockel-
beträge sein.  
 
Zwischen den KSV auf Bundesebene aber auch zwischen den einzelnen Landesverbänden ist 
eine Diskussion darüber entstanden, ob wie bisher bei der Verteilung des Gemeindeanteils ein 
Interessenausgleich zwischen den zuvor genannten gesamten Zielen stattfinden oder lediglich 
das Ziel der Verteilung auf Grundlage des örtlichen Aufkommens in den Fokus genommen 
werden soll. Dies soll dazu führen, dass stärker als bisher zukünftig eine regelgebundene, na-
hezu automatische Anpassung der Sockelbeträge erreicht werden kann. Diese bislang regel-
mäßig notwendig gewordene Diskussion über die Höhe der Sockelbeträge beinhaltet vor al-
lem auch mit Blick auf die zuvor dargestellten Zielkonflikte durchaus einen hohen Koordina-
tions- und Abstimmungsaufwand für die Länder und die KSV.  
 
Teilweise wird nun die Auffassung vertreten, dass die seitens des BMF zur Diskussion ge-
stellte Methodik, die Heranziehung des Anteils der so genannten abgeschnittenen Einkom-
mensteuer als sachgerecht angesehen wird, zumal die abgeschnittene Einkommensteuer seit 
der Einkommensteuerstatistik 2004 als statistischer Wert verfügbar ist. Die Befürworter fester 
Abschneidegrenzen argumentieren, dass die grundsätzliche Problematik bei der Bestimmung 
der sachgerechten Sockelbeträge sich letztlich verkürzen lassen auf das Austarieren zwischen 
Nivellierung einerseits und finanzpolitischer Systematik andererseits. Der Anteil der abge-
schnittenen Einkommensteuer, d. h. der Einkommensteuer, die auf zu versteuernde Einkom-
men oberhalb der Sockelbeträge entfällt, wird als sachgerechter Parameter angesehen, weil er 
die Gewichtung der beiden konfligierenden Ziele Nivellierung und Systematik beschreibt.  
 
Kritiker des Vorschlags weisen jedoch darauf hin, dass eine zu starke Fokussierung auf die 
abgeschnittene Einkommensteuer stattfindet und dabei die bereits genannten anderen Ziele 
nicht berücksichtigt werden. Bislang basiert die Entscheidung für oder gegen eine Sockelbe-
tragsanpassung auf der vom BMF zur Verfügung gestellten statistischen Auswertung zu den 
Effekten auf die einzelnen Ziele bei verschiedenen Sockelbetragserhöhungen.  
 
Bei der Fokussierung lediglich auf das Ziel der abgeschnittenen Einkommensteuer wäre zu-
dem die rechtliche Umsetzung im Rahmen des GemFinRefG kritisch zu hinterfragen. Hier 
stellt sich zunächst die Frage ob sich die Quote auf das jeweilige Bundesland oder auf den 
Bundesdurchschnitt der abgeschnittenen Einkommensteuer beziehen soll. Bei einer z.B. bun-
desdurchschnittlichen Betrachtung einer festen Abschneidegrenze würde eine Sockelbe-
tragsanpassung tendenziell jedes Mal durch die Steuerentwicklung in den vergleichsweise 
steuerstarken einzelnen westdeutschen Bundesländern vorgegeben werden.  
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss wird um Aussprache gebeten.  
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